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10.8.2022 

Roland Rosenow 

Synopse Artikel 2 - SGB III 

zum Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze - Einführung eines Bürgergeldes (Bürgergeld-Gesetz) 

Hinweise zur Benutzung: 

In der linken Spalte findet sich das vollständige SGB II in der vom 1.7.2022 bis zum 31.12.2023 
geltenden Fassung (Neufassung s. BGBl. I. 2011, S. 850; zuletzt geändert durch G. v. 19.6.2022, 
BGBl. I., S. 921; Änderungen durch Art. 2 dieses Gesetzes sind berücksichtigt). Passagen, die 
gestrichen werden sollen, sind rot gefärbt. Texte, die im neuen Gesetz an anderer Stelle stehen 
sollen (verschoben), sind lila gefärbt. Texte, die nur redaktionell geändert werden sollen, sind 
dunkelblau gefärbt.  

In der rechten Spalte sind nur die Nummern und Überschriften der Vorschriften wiedergegeben, in 
denen Änderungen vorgenommen worden sind. Texte, die neu sind, sind grün gefärbt. Texte, die im 
neuen Gesetz an anderer Stelle stehen sollen (verschoben), sind auch hier lila gefärbt. Texte, die 
nur redaktionell geändert werden sollen, sind auch hier dunkelblau gefärbt. 

An einigen Stellen sind in [] Hinweise eingefügt; diese sind blau gefärbt.  

grün: neu eingefügt 

rot: gestrichen 

lila: verschobene Passagen 

dunkelblau: Redaktionelle Umformulierungen ohne Änderung der Bedeutung 

blau: Hinweise 

 Aktuelle Vorschrift RefE 21.7.2022 18:17 

Art. 2 SGB III  

 § 4 Vorrang der Vermittlung § 4 Vorrang der Vermittlung 

 (1) Die Vermittlung in Ausbildung und Arbeit hat Vorrang 
vor den Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts bei 
Arbeitslosigkeit. 

 

2. (2) 1Der Vermittlungsvorrang gilt auch im Verhältnis zu 
den sonstigen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung, 
es sei denn, die Leistung ist für eine dauerhafte 
Eingliederung erforderlich. 2Von der Erforderlichkeit für 
die dauerhafte Eingliederung ist insbesondere 
auszugehen, wenn Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit fehlendem Berufsabschluss an einer 
nach § 81 geförderten beruflichen Weiterbildung 
teilnehmen. 

(2) 1Der Vermittlungsvorrang gilt auch im Verhältnis zu 
den sonstigen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung, 
es sei denn, die Leistung ist für eine dauerhafte 
Eingliederung erforderlich. 2Von der Erforderlichkeit für 
die dauerhafte Eingliederung ist insbesondere 
auszugehen, wenn Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit fehlendem Berufsabschluss an einer 
nach § 81 geförderten beruflichen Weiterbildung 
teilnehmen sollen. 

3. § 11 Eingliederungsbilanz § 11 (weggefallen) 

3. 1) 1Die Bundesagentur und jede Agentur für Arbeit 
erstellen nach Abschluss eines Haushaltsjahres über ihre 
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Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsförderung eine 
Eingliederungsbilanz. 2Die Eingliederungsbilanzen 
müssen vergleichbar sein und sollen Aufschluss über den 
Mitteleinsatz, die geförderten Personengruppen und die 
Wirkung der Förderung geben. 

(2) 1Die Eingliederungsbilanzen sollen insbesondere 
Angaben enthalten zu  

1. dem Anteil der Gesamtausgaben an den zugewiesenen 
Mitteln sowie zu den Ausgaben für die einzelnen 
Leistungen und ihrem Anteil an den Gesamtausgaben, 

2. den durchschnittlichen Ausgaben für die einzelnen 
Leistungen je geförderte Arbeitnehmerin und je 
geförderten Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der 
besonders förderungsbedürftigen Personengruppen, 
insbesondere Langzeitarbeitslose, schwerbehinderte 
Menschen, Ältere, Berufsrückkehrende und Personen 
mit geringer Qualifikation, 

3. der Beteiligung besonders förderungsbedürftiger 
Personengruppen an den einzelnen Leistungen unter 
Berücksichtigung ihres Anteils an den Arbeitslosen, 

4. der Beteiligung von Frauen an Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsförderung unter Berücksichtigung ihres 
Anteils an den Arbeitslosen und ihrer relativen 
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit sowie Angaben zu 
Maßnahmen, die zu einer gleichberechtigten Teilhabe 
von Frauen am Arbeitsmarkt beigetragen haben, 

5. dem Verhältnis der Zahl der Arbeitslosen, die in eine 
nicht geförderte Beschäftigung vermittelt wurden, zu der 
Zahl aller Abgänge aus Arbeitslosigkeit in eine nicht 
geförderte Beschäftigung (Vermittlungsquote); dabei 
sind besonders förderungsbedürftige Personengruppen 
gesondert auszuweisen, 

6. dem Verhältnis  

a) der Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die sechs Monate nach Abschluss einer Maßnahme der 
aktiven Arbeitsförderung nicht mehr arbeitslos sind, 
sowie 

b) der Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die nach angemessener Zeit im Anschluss an eine 
Maßnahme der aktiven Arbeitsförderung 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind, 

jeweils zu der Zahl der geförderten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in den einzelnen 
Maßnahmebereichen; dabei sind besonders 
förderungsbedürftige Personengruppen gesondert 
auszuweisen, 

7. der Entwicklung der Rahmenbedingungen für die 
Eingliederung auf dem regionalen Arbeitsmarkt, 

8. der Veränderung der Maßnahmen im Zeitverlauf, 

9. der Arbeitsmarktsituation von Personen mit 
Migrationshintergrund. 

2Die Zentrale der Bundesagentur stellt den Agenturen für 
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Arbeit einheitliche Berechnungsmaßstäbe zu den 
einzelnen Angaben zur Verfügung, um die 
Vergleichbarkeit der Eingliederungsbilanzen 
sicherzustellen. 

(3) 1Die Eingliederungsbilanzen der Agenturen für Arbeit 
sind mit den Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes zu 
erörtern. 2Dazu sind sie um einen Teil zu ergänzen, der 
weiteren Aufschluss gibt über die Leistungen und ihre 
Wirkungen auf den örtlichen Arbeitsmarkt, Aufschluss 
über die Konzentration der Maßnahmen auf einzelne 
Träger sowie Aufschluss über die Zusammensetzung der 
Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen 
Eingliederung sowie über die an diesen Maßnahmen 
teilnehmenden Personen und deren weitere 
Eingliederung in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 

(4) Die Eingliederungsbilanzen sind bis zum 31. Oktober 
des folgenden Jahres fertigzustellen und zu 
veröffentlichen. 

(5) (weggefallen) 

 § 81 Grundsatz § 81 Grundsatz 

 (1) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können bei 
beruflicher Weiterbildung durch Übernahme der 
Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn  

1. die Weiterbildung notwendig ist, um sie bei 
Arbeitslosigkeit beruflich einzugliedern oder eine ihnen 
drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden, 

2. die Agentur für Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme 
beraten hat und 

3. die Maßnahme und der Träger der Maßnahme für die 
Förderung zugelassen sind. 

2Als Weiterbildung gilt die Zeit vom ersten Tag bis zum 
letzten Tag der Maßnahme mit 
Unterrichtsveranstaltungen, es sei denn, die Maßnahme 
ist vorzeitig beendet worden. 

 

 (1a) Anerkannt wird die Notwendigkeit der 
Weiterbildung bei arbeitslosen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern auch, wenn durch den Erwerb 
erweiterter beruflicher Kompetenzen die individuelle 
Beschäftigungsfähigkeit verbessert wird und sie nach 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig 
ist. 

 

 (2) 1Der nachträgliche Erwerb eines Berufsabschlusses 
durch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird durch 
Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert, wenn 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  

1. nicht über einen Berufsabschluss verfügen, für den 
nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine 
Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt 
ist, oder aufgrund einer mehr als vier Jahre ausgeübten 
Beschäftigung in an- oder ungelernter Tätigkeit eine 
ihrem Berufsabschluss entsprechende Beschäftigung 
voraussichtlich nicht mehr ausüben können, 
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2. für den angestrebten Beruf geeignet sind, 

3. voraussichtlich erfolgreich an der Maßnahme 
teilnehmen werden und 

4. mit dem angestrebten Beruf ihre 
Beschäftigungschancen verbessern. 

2Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne 
Berufsabschluss, die noch nicht drei Jahre beruflich tätig 
gewesen sind, werden nur gefördert, wenn eine 
Berufsausbildung oder eine berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahme aus in ihrer Person liegenden 
Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar ist oder die 
Weiterbildung in einem Engpassberuf angestrebt wird. 
3Zeiten der Arbeitslosigkeit, der Kindererziehung und der 
Pflege pflegebedürftiger Personen mit mindestens 
Pflegegrad 2 stehen Zeiten einer Beschäftigung nach 
Satz 1 Nummer 1 gleich. 4Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 
3 und Satz 2 gelten entsprechend. 

 (3) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden durch 
Übernahme der Weiterbildungskosten zum 
nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder 
eines gleichwertigen Schulabschlusses gefördert, wenn  

1. sie die Voraussetzungen für die Förderung der 
beruflichen Weiterbildung nach Absatz 1 erfüllen und 

2. zu erwarten ist, dass sie an der Maßnahme erfolgreich 
teilnehmen werden. 

2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Leistung wird nur 
erbracht, soweit sie nicht für den gleichen Zweck durch 
Dritte erbracht wird. 4Die Agentur für Arbeit hat darauf 
hinzuwirken, dass sich die für die allgemeine 
Schulbildung zuständigen Länder an den Kosten der 
Maßnahme beteiligen. 5Leistungen Dritter zur 
Aufstockung der Leistung bleiben anrechnungsfrei. 

 

4. 
(3a) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können zum 
Erwerb von Grundkompetenzen durch Übernahme der 
Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn  

1. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen für die 
Förderung der beruflichen Weiterbildung erfüllt sind, 

2. die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht über 
ausreichende Grundkompetenzen verfügen, um 
erfolgreich an einer beruflichen Weiterbildung 
teilzunehmen, die zu einem Abschluss in einem 
Ausbildungsberuf führt, für den nach bundes- oder 
landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, und 

3. nach einer Teilnahme an der Maßnahme zum Erwerb 
von Grundkompetenzen der erfolgreiche Abschluss einer 
beruflichen Weiterbildung nach Nummer 2 erwartet 
werden kann. 

„(3a) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können zum 
Erwerb von Grundkompetenzen durch Übernahme der 
Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn die in 
Absatz 1 genannten Voraussetzungen für die Förderung 
der beruflichen Weiterbildung erfüllt sind und ihr Erwerb 
die Grundlagen für eine erfolgreiche berufliche 
Weiterbildung schafft oder allgemein die 
Beschäftigungsfähigkeit verbessert. 

 (4) 1Der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer wird 
das Vorliegen der Voraussetzungen für eine Förderung 
bescheinigt (Bildungsgutschein). 2Der Bildungsgutschein 
kann zeitlich befristet sowie regional und auf bestimmte 
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Bildungsziele beschränkt werden. 3Der von der 
Arbeitnehmerin oder vom Arbeitnehmer ausgewählte 
Träger hat der Agentur für Arbeit den Bildungsgutschein 
vor Beginn der Maßnahme vorzulegen. 4Die Agentur für 
Arbeit kann auf die Ausstellung eines Bildungsgutscheins 
bei beschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern verzichten, wenn  

1. der Arbeitgeber und die Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer damit einverstanden sind oder 

2. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer oder die 
Betriebsvertretung das Einverständnis zu der 
Qualifizierung nach § 82 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 
erklärt haben. 

 (5) (weggefallen)  

 § 84 Lehrgangskosten § 84 Lehrgangskosten 

5.  (1) Lehrgangskosten sind Lehrgangsgebühren 
einschließlich  

1. der Kosten für erforderliche Lernmittel, 
Arbeitskleidung und Prüfungsstücke, 

2. der Prüfungsgebühren für gesetzlich geregelte oder 
allgemein anerkannte Zwischen- und 
Abschlussprüfungen sowie 

3. der Kosten für eine notwendige Eignungsfeststellung. 

(1) Lehrgangskosten sind Lehrgangsgebühren 
einschließlich  

1. der Kosten für erforderliche Lernmittel, notwendige 
sozialpädagogische Begleitung, Arbeitskleidung und 
Prüfungsstücke, 

2. der Prüfungsgebühren für gesetzlich geregelte oder 
allgemein anerkannte Zwischen- und 
Abschlussprüfungen sowie 

3. der Kosten für eine notwendige Eignungsfeststellung. 

 (2) Lehrgangskosten können auch für die Zeit vom 
Ausscheiden einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers 
bis zum planmäßigen Ende der Maßnahme übernommen 
werden, wenn  

1. die Teilnehmerin oder der Teilnehmer wegen 
Arbeitsaufnahme vorzeitig ausgeschieden ist, 

2. das Arbeitsverhältnis durch Vermittlung des Trägers 
der Maßnahme zustande gekommen ist und 

3. eine Nachbesetzung des frei gewordenen Platzes in 
der Maßnahme nicht möglich ist. 

 

6.  § 87a Weiterbildungsprämie und Weiterbildungsgeld 

6. [s. Aufhebung § 131a Abs. 3 SGB III] (1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die an einer 
nach § 81 geförderten beruflichen Weiterbildung 
teilnehmen, die zu einem Abschluss in einem 
Ausbildungsberuf führt, für den nach bundes- oder 
landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, erhalten 
folgende Prämien: 

6.  1. nach Bestehen einer in diesen Vorschriften geregelten 
Zwischenprüfung eine Prämie von 1 000 Euro und 

6.  2. nach Bestehen der Abschlussprüfung eine Prämie von 
1 500 Euro. 

6.  (2) Arbeitslose Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
erhalten bei Teilnahme an einer Weiterbildung nach 
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Absatz 1 zusätzlich einen monatlichen Zuschuss in Höhe 
von 150 Euro (Weiterbildungsgeld). 

 § 131a Sonderregelungen zur beruflichen Weiterbildung § 131a Sonderregelungen zur beruflichen Weiterbildung 

 (1) (weggefallen)  

 (2) 1Abweichend von § 81 Absatz 4 kann die Agentur für 
Arbeit unter Anwendung des Vergaberechts Träger mit 
der Durchführung von folgenden Maßnahmen 
beauftragen, wenn die Maßnahmen vor Ablauf des 31. 
Dezember 2023 beginnen: 

 

 1. Maßnahmen, die zum Erwerb von Grundkompetenzen 
nach § 81 Absatz 3a führen, 

 

 2. Maßnahmen, die zum Erwerb von Grundkompetenzen 
nach § 81 Absatz 3a und zum Erwerb eines Abschlusses 
in einem Ausbildungsberuf führen, für den nach bundes- 
oder landesrechtlichen Vorschriften eine 
Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt 
ist, oder 

 

 3. Maßnahmen, die eine Weiterbildung in einem Betrieb, 
die auf den Erwerb eines Berufsabschlusses im Sinne des 
§ 81 Absatz 2 Nummer 1 gerichtet ist, begleitend 
unterstützen. 

 

 2Für Maßnahmen nach Nummer 2 gilt § 180 Absatz 4 
entsprechend. 3§ 176 Absatz 2 Satz 2 findet keine 
Anwendung. 

 

7. (3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die an einer 
nach § 81 geförderten beruflichen Weiterbildung 
teilnehmen, die zu einem Abschluss in einem 
Ausbildungsberuf führt, für den nach bundes- oder 
landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, erhalten 
folgende Prämien, wenn die Maßnahme vor Ablauf des 
31. Dezember 2023 beginnt: 

[s. Einfügung § 87a 3 SGB III] 

7. 1. nach Bestehen einer in diesen Vorschriften geregelten 
Zwischenprüfung eine Prämie von 1 000 Euro und 

 

7. 2. nach Bestehen der Abschlussprüfung eine Prämie von 
1 500 Euro. 

 

8. a) § 148 Minderung der Anspruchsdauer § 148 Minderung und Erhöhung der Anspruchsdauer 

 (1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
mindert sich um  

1. die Anzahl von Tagen, für die der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit erfüllt worden ist, 

2. jeweils einen Tag für jeweils zwei Tage, für die ein 
Anspruch auf Teilarbeitslosengeld innerhalb der letzten 
zwei Jahre vor der Entstehung des Anspruchs erfüllt 
worden ist, 

3. die Anzahl von Tagen einer Sperrzeit wegen 
Arbeitsablehnung, unzureichender Eigenbemühungen, 
Ablehnung oder Abbruch einer beruflichen 
Eingliederungsmaßnahme, Ablehnung oder Abbruch 
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eines Integrationskurses oder einer berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung, Meldeversäumnis oder 
verspäteter Arbeitsuchendmeldung, 

4. die Anzahl von Tagen einer Sperrzeit wegen 
Arbeitsaufgabe; in Fällen einer Sperrzeit von zwölf 
Wochen mindestens jedoch um ein Viertel der 
Anspruchsdauer, die der oder dem Arbeitslosen bei 
erstmaliger Erfüllung der Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld nach dem Ereignis, das 
die Sperrzeit begründet, zusteht, 

5. die Anzahl von Tagen, für die der oder dem 
Arbeitslosen das Arbeitslosengeld wegen fehlender 
Mitwirkung (§ 66 des Ersten Buches) versagt oder 
entzogen worden ist, 

6. die Anzahl von Tagen der Beschäftigungslosigkeit nach 
der Erfüllung der Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld, an denen die oder der Arbeitslose nicht 
arbeitsbereit ist, ohne für sein Verhalten einen wichtigen 
Grund zu haben, 

7. jeweils einen Tag für jeweils zwei Tage, für die ein 
Anspruch auf Arbeitslosengeld bei beruflicher 
Weiterbildung nach diesem Buch erfüllt worden ist, 

8. die Anzahl von Tagen, für die ein Gründungszuschuss 
in der Höhe des zuletzt bezogenen Arbeitslosengeldes 
geleistet worden ist. 

8. b) 

 

 

aa) 

 

 

 

 
bb) 

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 5 und 6 
mindert sich die Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld höchstens um vier Wochen. 2In den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 entfällt die 
Minderung für Sperrzeiten bei Abbruch einer beruflichen 
Eingliederungsmaßnahme oder Arbeitsaufgabe, wenn 
das Ereignis, das die Sperrzeit begründet, bei Erfüllung 
der Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld länger als ein Jahr zurückliegt. 3In den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 7 unterbleibt eine 
Minderung, soweit sich dadurch eine Anspruchsdauer 
von weniger als einem Monat ergibt. 4Ist ein neuer 
Anspruch entstanden, erstreckt sich die Minderung nur 
auf die Restdauer des erloschenen Anspruchs (§ 147 
Absatz 4). 

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 5 und 6 
mindert sich die Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld höchstens um vier Wochen. 2In den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 entfällt die 
Minderung für Sperrzeiten bei Abbruch einer beruflichen 
Eingliederungsmaßnahme, Abbruch eines 
Integrationskurses oder einer berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung oder Arbeitsaufgabe, wenn das 
Ereignis, das die Sperrzeit begründet, bei Erfüllung der 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeitslosengeld 
länger als ein Jahr zurückliegt. 3In den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 7 unterbleibt eine Minderung, 
soweit sich dadurch eine Anspruchsdauer von weniger 
als drei Monaten ergibt. 4Ist ein neuer Anspruch 
entstanden, erstreckt sich die Minderung nur auf die 
Restdauer des erloschenen Anspruchs (§ 147 Absatz 4). 

8. c)  (3) Ist in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 7 die oder 
der Arbeitslose wegen einer beruflichen Weiterbildung 
für eine Dauer von mindestens sechs Monaten gefördert 
worden, und beträgt die Restdauer des Anspruchs 
weniger als drei Monate, erfolgt einmalig für den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld eine Erhöhung der 
Anspruchsdauer auf drei Monate. 

8. d) (3) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 7 
entfällt die Minderung für Tage, für die der 
Bundesagentur das nach den §§ 145, 157 Absatz 3 oder 
nach § 158 Absatz 4 geleistete Arbeitslosengeld 
einschließlich der darauf entfallenden Beiträge zur 
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung erstattet oder 
ersetzt wurde; Bruchteile von Tagen sind auf volle Tage 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 7 
entfällt die Minderung für Tage, für die der 
Bundesagentur das nach den §§ 145, 157 Absatz 3 oder 
nach § 158 Absatz 4 geleistete Arbeitslosengeld 
einschließlich der darauf entfallenden Beiträge zur 
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung erstattet oder 
ersetzt wurde; Bruchteile von Tagen sind auf volle Tage 
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aufzurunden. aufzurunden. 

 § 180 Ergänzende Anforderungen an Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung 

§ 180 Ergänzende Anforderungen an Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung 

 (1) Für eine Maßnahme der beruflichen Weiterbildung 
nach den §§ 81 und 82 gelten für die Zulassung durch die 
fachkundige Stelle ergänzend die Anforderungen der 
nachfolgenden Absätze. 

 

 (2) 1Eine Maßnahme ist zuzulassen, wenn   

 1. durch sie berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten erhalten, erweitert, der technischen 
Entwicklung angepasst werden oder ein beruflicher 
Aufstieg ermöglicht wird, 

 

 2. sie einen beruflichen Abschluss vermittelt oder die 
Weiterbildung in einem Betrieb, die zu einem solchen 
Abschluss führt, unterstützend begleitet oder 

 

 3. sie zu einer anderen beruflichen Tätigkeit befähigt  

 und mit einem Zeugnis, das Auskunft über den Inhalt des 

vermittelten Lehrstoffs gibt, abschließt. 2Sofern es dem 
Wiedereingliederungserfolg förderlich ist, soll die 
Maßnahme im erforderlichen Umfang 
Grundkompetenzen vermitteln und betriebliche 
Lernphasen vorsehen. 

 

 (3) 1Ausgeschlossen von der Zulassung ist eine 
Maßnahme, wenn  

(3) 1Ausgeschlossen von der Zulassung ist eine 
Maßnahme, wenn  

 1. überwiegend Wissen vermittelt wird, das dem von 
allgemeinbildenden Schulen angestrebten Bildungsziel 
entspricht, oder die Maßnahme auf den Erwerb eines 
Studienabschlusses an Hochschulen oder ähnlichen 
Bildungsstätten gerichtet ist oder 

1. überwiegend Wissen vermittelt wird, das dem von 
allgemeinbildenden Schulen angestrebten Bildungsziel 
entspricht, oder die Maßnahme auf den Erwerb eines 
Studienabschlusses an Hochschulen oder ähnlichen 
Bildungsstätten gerichtet ist oder 

 2. überwiegend nicht berufsbezogene Inhalte vermittelt 
werden. 

2. überwiegend nicht berufsbezogene Inhalte vermittelt 
werden. 

 2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen, die  2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen, die  

 1. auf den nachträglichen Erwerb des 
Hauptschulabschlusses vorbereiten, 

1. auf den nachträglichen Erwerb des 
Hauptschulabschlusses vorbereiten, oder  

9. a) 2. Grundkompetenzen vermitteln, die für den Erwerb 
eines Abschlusses in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf erforderlich sind, oder 

2. Grundkompetenzen vermitteln, deren Erwerb die 
Grundlage für eine erfolgreiche berufliche Weiterbildung 
schafft oder allgemein die Beschäftigungsfähigkeit 
verbessert. 

9. a)  3. die Weiterbildung in einem Betrieb, die zum Erwerb 
eines solchen Abschlusses führt, unterstützend 
begleiten. 

 

9. b) (4) 1Die Dauer einer Vollzeitmaßnahme, die zu einem 
Abschluss in einem allgemein anerkannten 
Ausbildungsberuf führt, ist angemessen im Sinne des 
§ 179 Absatz 1 Nummer 3, wenn sie gegenüber einer 
entsprechenden Berufsausbildung um mindestens ein 

Drittel der Ausbildungszeit verkürzt ist. 2Ist eine 
Verkürzung um mindestens ein Drittel der 
Ausbildungszeit auf Grund bundes- oder 

(4) 1Die Dauer einer Vollzeitmaßnahme, die zu einem 
Abschluss in einem allgemein anerkannten 
Ausbildungsberuf führt, ist angemessen im Sinne des 
§ 179 Absatz 1 Nummer 3, wenn sie gegenüber einer 
entsprechenden Berufsausbildung um mindestens ein 
Drittel der Ausbildungszeit verkürzt ist, es sei denn, die 
Maßnahme ist auf Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ausgerichtet, bei denen nach Eignung oder 
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landesgesetzlicher Regelungen ausgeschlossen, so ist ein 
Maßnahmeteil von bis zu zwei Dritteln nur 
förderungsfähig, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme 
die Finanzierung für die gesamte Dauer der Maßnahme 
auf Grund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen 

gesichert ist. 3Abweichend von Satz 1 ist die Dauer einer 
Vollzeitmaßnahme der beruflichen Weiterbildung auch 
dann angemessen, wenn sie nach dem 
Pflegeberufegesetz nicht um mindestens ein Drittel 
verkürzt werden kann; insoweit ist Satz 2 nicht 
anzuwenden. 

persönlichen Verhältnissen eine erfolgreiche Teilnahme 
nur bei einer nicht verkürzten Dauer erwartet werden 

kann. 2Abweichend von Satz 1 ist die Dauer einer 
Vollzeitmaßnahme der beruflichen Weiterbildung auch 
dann angemessen, wenn sie auf Grund bundes- oder 
landesrechtlichen Regelungen nicht um mindestens ein 
Drittel verkürzt werden kann. 

 § 397 Automatisierter Datenabgleich § 397 Automatisierter Datenabgleich 

10. a) 

 

aa) 

(1)1 Soweit für die Erbringung oder die Erstattung von 
Leistungen nach diesem Buch erforderlich, darf die 
Bundesagentur Angaben zu Personen, die Leistungen 
nach diesem Buch beantragt haben, beziehen oder 
innerhalb der letzten neun Monate bezogen haben, 
regelmäßig automatisiert mit den folgenden nach § 36 
Absatz 3 der Datenerfassungs- und 
Übermittlungsverordnung von der Datenstelle der 
Rentenversicherung übermittelten Daten abgleichen: 

(1)1 Soweit für die Erbringung oder die Erstattung von 
Leistungen nach diesem Buch erforderlich, darf die 
Bundesagentur Angaben zu Personen, die Leistungen 
nach diesem Buch beantragt haben oder für die 
Leistungen beantragt worden sind, beziehen oder 
innerhalb der letzten vierzehn Monate bezogen haben, 
regelmäßig automatisiert mit den folgenden nach § 36 
Absatz 3 der Datenerfassungs- und 
Übermittlungsverordnung von der Datenstelle der 
Rentenversicherung übermittelten Daten abgleichen: 

 1. Versicherungsnummer (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches), 

1. Versicherungsnummer (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches), 

10. a) 
bb) 

 2. Familienname und Vornamen (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 des Vierten Buches), 

10. a) 
bb) 

 3. Geburtsdatum (§ 28a Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des 
Vierten Buches), 

10. a) 
bb) 

 4. Anschrift (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 
Buchstabe a des Vierten Buches), 

10. a) 
cc) 

2. Betriebsnummer des Arbeitgebers (§ 28a Absatz 3 
Satz 1 Nummer 6 des Vierten Buches), 

5. Betriebsnummer des Arbeitgebers (§ 28a Absatz 3 
Satz 1 Nummer 6 des Vierten Buches), 

10. a) 
cc) 

3. zuständige Einzugsstelle (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 8 des Vierten Buches), 

6. zuständige Einzugsstelle (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 8 des Vierten Buches), 

10. a) 
cc) 

4. Beschäftigungsbeginn (§ 28a Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 Buchstabe b des Vierten Buches), 

7. Beschäftigungsbeginn (§ 28a Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 Buchstabe b des Vierten Buches), 

10. a) 
cc) 

5. Beschäftigungszeitraum (§ 28a Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe d des Vierten Buches), 

8. Beschäftigungszeitraum (§ 28a Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe d des Vierten Buches), 

10. a) 
cc) 

6. Personengruppenschlüssel, Beitragsgruppenschlüssel 
und Abgabegründe für die Meldungen (§ 28b Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Vierten Buches), 

9. Personengruppenschlüssel, Beitragsgruppenschlüssel 
und Abgabegründe für die Meldungen (§ 28b Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Vierten Buches), 

10. a) 
cc), 
dd) 

7. Stornokennzeichen (§ 14 Absatz 1 der 
Datenerfassungs- und Übermittlungsverordnung). 

10. Stornokennzeichen (§ 14 Absatz 1 der 
Datenerfassungs- und Übermittlungsverordnung), 

10. a) 
dd) 

 11. beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in Euro (§ 28a 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b des Vierten 
Buches), 

10. a) 
dd) 

 12. den Zeitraum, in dem das Arbeitsentgelt erzielt 
wurde (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe d des 
Vierten Buches), 
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10. a) 
dd) 

 13. Entgeltersatzleistungen (§ 107 Absatz 1 des Vierten 
Buches). 

10. a) 
ee) 

2Satz 1 gilt auch für geringfügig Beschäftigte. 3Bei 
Beschäftigten, für die Meldungen im Rahmen des 
Haushaltsscheckverfahrens (§ 28a Absatz 7 des Vierten 
Buches) erstattet werden, dürfen die nach § 28a Absatz 8 
Nummer 1, 2 und 4 Buchstabe a und d des Vierten 

Buches übermittelten Daten abgeglichen werden. 4Die 
abzugleichenden Daten dürfen von der Bundesagentur, 
bezogen auf einzelne Beschäftigungsverhältnisse, 

zusammengeführt werden. 5Dabei können die nach § 36 
Absatz 3 der Datenerfassungs- und 
Übermittlungsverordnung übermittelten Daten, 
insbesondere auch das in der Rentenversicherung oder 
nach dem Recht der Arbeitsförderung beitragspflichtige 
Arbeitsentgelt in Euro (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 
Buchstabe b des Vierten Buches) genutzt werden. 

2Satz 1 gilt auch für geringfügig Beschäftigte. 3Bei 
Beschäftigten, für die Meldungen im Rahmen des 
Haushaltsscheckverfahrens (§ 28a Absatz 7 des Vierten 
Buches) erstattet werden, dürfen die nach § 28a Absatz 8 
Nummer 1, 2 und 4 Buchstabe a und d des Vierten 

Buches übermittelten Daten abgeglichen werden. 4Die 
abzugleichenden Daten dürfen von der Bundesagentur, 
bezogen auf einzelne Beschäftigungsverhältnisse, 

zusammengeführt werden. 5Dabei können die nach § 36 
Absatz 3 der Datenerfassungs- und 
Übermittlungsverordnung übermittelten Daten, 
insbesondere auch das nach Satz 1 Nummer 11 genannte 
in der Rentenversicherung oder nach dem Recht der 
Arbeitsförderung beitragspflichtige Arbeitsentgelt 
genutzt werden. 

10. b)  (2) Die Bundesagentur darf anhand der in Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 genannten Betriebsnummer die Anzahl der 
Beschäftigten und Auszubildenden in einem Betrieb 
ermitteln, um diese mit den von den Arbeitgebern in den 
Selbstinformationseinrichtungen angegebenen Daten zu 
vergleichen, soweit dies zur Verhinderung von 
Datenmissbrauch bei der Vermittlung über 
Selbstinformationseinrichtungen erforderlich ist. 

10. c) 
aa) 
 
 
bb) 

(2) 1Nach Durchführung des Abgleichs hat die 
Bundesagentur die Daten, die für die in Absatz 1 
genannten Zwecke nicht erforderlich sind, unverzüglich 
zu löschen. 2Die übrigen Daten dürfen nur für die in 
Absatz 1 genannten Zwecke und für die Verfolgung von 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die im 
Zusammenhang mit der Beantragung oder dem Bezug 
von Leistungen stehen, gespeichert, verändert, genutzt, 
übermittelt oder in der Verarbeitung eingeschränkt 
werden. 

(3) Die in Absatz 1 und 2 aufgeführten Daten dürfen nur 
für die dort jeweils genannten Zwecke und für die 
Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die 
im Zusammenhang mit der Beantragung oder dem Bezug 
von Leistungen stehen, verarbeitet werden. 

11. § 428 Arbeitslosengeld unter erleichterten 
Voraussetzungen 

§ 428 (weggefallen) 

11. (1) 1Anspruch auf Arbeitslosengeld nach den Vorschriften 
des Ersten Abschnitts des Vierten Kapitels haben auch 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die das 58. 
Lebensjahr vollendet haben und die 
Regelvoraussetzungen des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld allein deshalb nicht erfüllen, weil sie 
nicht arbeitsbereit sind und nicht alle Möglichkeiten 
nutzen und nutzen wollen, um ihre 
Beschäftigungslosigkeit zu beenden. 2Der Anspruch 
besteht auch während der Zeit eines Studiums an einer 
Hochschule oder einer der fachlichen Ausbildung 
dienenden Schule. 3Vom 1. Januar 2008 an gilt Satz 1 nur 
noch, wenn der Anspruch vor dem 1. Januar 2008 
entstanden ist und die oder der Arbeitslose vor diesem 
Tag das 58. Lebensjahr vollendet hat. 

 

11. (2) 1Die Agentur für Arbeit soll die Arbeitslose oder den 
Arbeitslosen, die oder der nach Unterrichtung über die 
Regelung des Satzes 2 drei Monate Arbeitslosengeld 
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nach Absatz 1 bezogen hat und in absehbarer Zeit die 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Altersrente 
voraussichtlich erfüllt, auffordern, innerhalb eines 
Monats Altersrente zu beantragen; dies gilt nicht für 
Altersrenten, die vor dem für die Versicherte oder den 
Versicherten maßgebenden Rentenalter in Anspruch 
genommen werden können. 2Stellt die oder der 
Arbeitslose den Antrag nicht, ruht der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld vom Tage nach Ablauf der Frist an bis 
zu dem Tage, an dem die oder der Arbeitslose 
Altersrente beantragt. 

11. (3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn 
der oder dem Arbeitslosen eine Teilrente wegen Alters 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder eine 
ähnliche Leistung öffentlich-rechtlicher Art zuerkannt ist. 

 

11. (4) (weggefallen)  

12.  § 456 Zwölftes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Einführung 

eines Bürgergeldes 

12.  (1) § 87a ist auch anzuwenden, wenn die berufliche 
Weiterbildung vor dem 1. April 2023 begonnen, und 
nach dem 31. März 2023 beendet worden ist. 

12.  (2) § 131a Absatz 3 ist in der bis zum 31. März 2023 
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden, wenn die 
berufliche Weiterbildung vor dem 1. April 2023 
begonnen worden ist. 

12.  (3) § 148 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 in der ab dem 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 8 
Absatz 3 dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist auch 
anzuwenden, wenn die berufliche Weiterbildung vor 
dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 8 
Absatz 3 dieses Gesetzes] begonnen, und nach dem 
[einsetzen: Datum des Tages vor dem Tag des 
Inkrafttretens nach Artikel 8 Absatz 3 dieses Gesetzes] 
beendet worden ist. 

[eckige Klammern wie im Entwurf] 
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